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Ihr Redebeitrag in der Bundestagsdebatte zur Gesundheitsreform am 12. Juni 
2026 – Aufforderung zur Sachdiskussion um das Thema Zuckerabgabe 

Sehr geehrter Herr Prof. Streeck, 

mit großem Unverständnis haben wir Ihren Redebeitrag in der Bundestagsdebatte zur 
Gesundheitsreform am 12. Juni 2026 aufgenommen. Sie haben Ihre Unterstützung für 
die geplante Abgabe auf zuckerhaltige Getränke ausdrücklich mit Ihrer fachlichen 
Perspektive als Arzt begründet. Gerade deshalb überrascht uns die Zuspitzung, mit der 
Sie komplexe ernährungs- und gesundheitspolitische Zusammenhänge dargestellt 
haben. Aussagen wie „Wir zahlen den billigen Zuckergehalt im Getränk am Ende als 
teuren Diabetes zurück.“ und „Wer Kosten durch ungesundes Verhalten verursacht, 
muss auch stärker zur Finanzierung der Folgen beitragen.“ vermitteln den Eindruck 
einfacher Ursache-Wirkungs-Beziehungen, die der wissenschaftlichen Evidenzlage nicht 
gerecht werden. Als Wissenschaftler wissen Sie, dass Übergewicht, Adipositas und 
Diabetes multifaktorielle Erkrankungen sind. Ihre Entstehung wird durch ein komplexes 
Zusammenspiel biologischer, sozialer, ökonomischer und verhaltensbezogener Faktoren 
beeinflusst. Umso mehr irritiert auch folgende Aussage: „Es ist Zeit für ein System, in 
dem Gesundheit mächtiger ist als die, die an krankmachenden Produkten verdienen“. 
 
Auch wenn man über das Thema Prävention im Zusammenhang mit lebenstilbedingten 
Krankheiten und deren adäquate und sachgerechte Instrumente selbstverständlich 
inhaltlich diskutieren kann, sind solche ebenso polarisierenden wie unsachlichen und 
diskriminierenden Äußerungen über einen der bedeutendsten Wirtschaftszweige in 
Deutschland nicht akzeptabel. Wir fordern Sie deshalb auf, zu einer sachlichen, 
wissenschaftsbasierten Diskussion des Themas Zuckersteuer/Zuckerabgabe 
zurückzukehren. Wir sind gerne bereit, mit Ihnen auf dieser Grundlage in den Dialog zu 
diesem Thema und die dabei zu berücksichtigenden Fakten zu treten. 
 
So ist dabei zu berücksichtigen, dass eines der zentralen Politikziele der CDU in dieser 
Wahlperiode eine Stärkung der Eigenverantwortung statt staatlicher Bevormundung und 
Fürsorge ist. Gerade im Bereich der mit der Zuckerabgabe ins Visier genommenen 
Erfrischungsgetränke besteht aber ein breites Sortiment von Produkten mit Zucker, mit 
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wenig Zucker und ohne Zucker, aus denen die Verbraucherinnen und Verbraucher 
eigenverantwortlich auswählen können. 
 
Eine Zuckersteuer ist deshalb gerade mit Blick auf ein solch breites Sortiment immer mit 
alternativen Maßnahmen abzuwägen. Ein paternalistischer Eingriff in die 
Konsumentensouveränität braucht den Nachweis, dass der Verbraucherschutz mit 
anderen Maßnahmen nicht erreicht werden kann. In Deutschland gibt es bereits viele 
Aktivitäten auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene, die sich auf Präventions- und 
Interventionsmaßnahmen zur Reduktion von Übergewicht und Adipositas, insbesondere 
bei Kindern und Jugendlichen, konzentrieren. Die mit den letzten bundesweit 
repräsentativen Daten zur Entwicklung der Prävalenz von Übergewicht und Adipositas 
bei Kindern und Jugendlichen festgestellte Stagnation der Prävalenzen deutet 
daraufhin, dass mit diesen Maßnahmen bereits Erfolge erzielt worden sind. Diese 
Ansätze sollten daher weiterverfolgt werden. 
 
Darüber hinaus möchten wir Sie auf das Gutachten von Frau Dr. Katharina Schüller 
aufmerksam machen (siehe Anlage). Die Analyse „Statistisch-methodische Bewertung 
von Modellierungsstudien zu den Effekten einer Zuckersteuer“ setzt sich ausführlich mit 
der wissenschaftlichen Evidenz zu Zuckerabgaben auseinander und zeigt auf, dass die 
häufig behaupteten Wirkungen auf Gesundheitsindikatoren keineswegs so eindeutig 
belegt sind, wie dies in der politischen Debatte oftmals dargestellt wird.  
 
Ebenfalls fügen wir Ihnen in der Anlage das gemeinsame Verbändestatement zur 
Thematik mit Blick auf den Antrag des Landes Schleswig-Holstein im Bundesrat bei.  
Wir stehen Ihnen für einen direkten Sachaustausch gerne zur Verfügung. 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Christoph Minhoff 

Hauptgeschäftsführer 

 

 

Kopie: Albert Stegemann, MdB, Stellv. Fraktionsvorsitzender der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion 
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